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Rechtslage
Berufliche Weiterbildung oder Fortbildung ist eine Form der Erwachsenenbildung. Sie soll es ermöglichen, die berufliche Handlungsfähigkeit zu erhalten und anzupassen oder zu erweitern und beruflich aufzusteigen. Fortbildungen von Arbeitnehmern reichen in der Praxis von mehrstündigen Veranstaltungen über einige Tage oder auch Monate dauernde Seminare bis hin zu kompletten Studiengängen. 

Der Arbeitnehmer hat vor allem ein Interesse, eine Einigung über eine Freistellung von seiner Tätigkeit unter Fortzahlung des Lohnes zu erreichen, und dass der Arbeitgeber die Fortbildungskosten (eventuell auch Reisekosten) zu einem gewissen Umfang oder auch vollständig übernimmt. Der Arbeitgeber ist demgegenüber daran interessiert, dass der Arbeitnehmer seine gesamte Arbeitskraft in die Fortbildung investiert und diese zu einem erfolgreichen Abschluss bringt. Weiterhin möchte er, dass der besserqualifizierte Mitarbeiter nach dem Abschluss der Fortbildung dem Unternehmen erhalten bleibt, damit sich die Investition gelohnt hat. 

Der Fortbildungsvertrag ist ein Innominatkontrakt. Innominatkontrakte sind Verträge, die weder im Obligationenrecht (OR) noch in einem Spezialgesetz geregelt sind. Solche Verträge sind im schweizerischen Recht im Rahmen der allgemeinen Schranken der Vertragsfreiheit zulässig und im Hinblick auf die Gültigkeit den im schweizerischen Obligationenrecht geregelten Verträgen (Nominatverträgen) gleichgestellt. 

Vorgehen
Fortbildungsverträge können formfrei abgeschlossen werden. Aus Beweisgründen ist Schriftlichkeit zu empfehlen.

Fortbildungsvertrag

zwischen

Franz Mustermann, Mustermannstrasse 11, 6008 Musterstadt

nachfolgend „Arbeitgeber“ genannt

und

Hans Mustermann, Musterfraustrasse 22, 6008 Musterstadt

nachfolgend „Arbeitnehmer“ genannt

1. Fortbildung

(1) Der Arbeitnehmer nimmt vom ______ bis zum ______ an folgender Fortbildung teil: ___________.

(2) Die Teilnahme des Arbeitnehmers erfolgt im Interesse seiner beruflichen Fort- und Weiterbildung.

2. Freistellung und Vergütung

(1) Der Arbeitgeber stellt den Arbeitnehmer für die Dauer der Fortbildung von der Arbeit frei. Die Freistellung erfolgt unter Lohnfortzahlung. Die Vergütung wird entsprechend dem Durchschnittsverdienst der letzten zwölf Monate [wenn nicht möglich, entsprechend weniger] berechnet.

(2) Der Arbeitnehmer ist für die Dauer der Fortbildung in jeder Hinsicht (Ferien, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Gratifikation usw.) den übrigen Arbeitnehmern gleichgestellt.

3. Kosten

(1) Der Arbeitgeber trägt die Kosten der Fortbildung. Diese bestehen aus 

- den Kurskosten;

- den Kosten für Unterkunft und Verpflegung;

- den An- und Abreisekosten;

______________

Die Erstattung erfolgt nur gegen Rechnung. 

(2) Soweit die Arbeitslosenkasse, ein anderer Sozialversicherer oder eine andere Stelle Leistungen erbringt, sind diese in Anspruch zu nehmen und auf die Leistungen des Arbeitgebers anzurechnen mit der Folge, dass insoweit ein Kostenerstattungsanspruch des Arbeitnehmers nicht besteht. 

4. Rückzahlung 

(1) Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, die vom Arbeitgeber bezüglich der oben genannten Fortbildung getragenen Kosten einschliesslich der während der Fortbildung erbrachten Leistungen des Arbeitgebers zurückzuzahlen, wenn 

a) er das Arbeitsverhältnis nach erfolgreichem Abschluss der Prüfung kündigt;

b) das Arbeitsverhältnis nach Abschluss der Fortbildung vom Arbeitgeber aus gerechtfertigten Gründen fristlos gekündigt wird;

c) er die Fortbildung abbricht oder endgültig nicht erfolgreich besteht. 

Die Rückzahlungsverpflichtung setzt allerdings erst dann ein, wenn der Arbeitnehmer bereits ______ Wochen/Monate an der Fortbildung teilgenommen hat. Bis zu diesem Zeitpunkt ist der Abbruch der Fortbildung ohne Kostenfolge für den Arbeitnehmer möglich. Besteht der Arbeitnehmer die Abschlussprüfung nicht, so hat er Anspruch darauf, dass der Arbeitgeber ihn zur Wiederholungsprüfung unbezahlt von der Arbeitsleistung freistellt. Über den Umfang der notwendigen Freistellungszeit haben sich der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber zu einigen. Eventuell anfallende sonstige Kosten einer ersten Wiederholungsprüfung sind vom Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber je zur Hälfte zu tragen, wenn die Wiederholungsprüfung vom Arbeitnehmer bestanden wird. Die Kosten weiterer Wiederholungsprüfungen trägt der Arbeitnehmer alleine. 

(2) Für jeden Monat der Beschäftigung nach Beendigung der Fortbildung wird dem Arbeitnehmer 1/36 des gesamten Rückzahlungsbetrages erlassen (in diesem Beispiels geht man davon aus, dass sich der Arbeitnehmer für drei Jahre nach Abschluss der Fortbildung zur Weiterarbeit verpflichtet. Bei zwei Jahren Verpflichtung würde dem Arbeitnehmer jeden Monat der Weiterarbeit 1/24 erlassen. Die Reduktion der Rückzahlungsverpflichtung erfolgt unter der Voraussetzung, dass das Arbeitsverhältnis in diesem Bindungszeitraum nicht ruht.

Musterstadt, __________
Musterstadt, __________

Franz Mustermann
Hans Mustermann


